
Änderung
des Flächennutzungsplanes
der Stadt Mönchengladbach

235. Änderung des Flächennutzungs -
planes der Stadt Mönchengladbach
(„Maria Hilf Terrassen")

Stadtbezirk Nord, Gladbach, Gebiet zwi-
schen Staufenstraße, Viersener Straße,
Sandradstraße, Aachener Straße und Bar-
barossastraße (siehe Abbildung)

Die Bezirksregierung Düsseldorf hat die
am 15.12.2021 vom Rat der Stadt Mön-
chengladbach gemäß § 1 Abs. 8 und § 2
Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt
geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom
10.09.2021 (BGBl. I S. 4147) beschlossene
235. Änderung des Flächennutzungspla-
nes der Stadt Mönchengladbach, die sich
auf einen Bereich im Stadtbezirk Nord,
Gladbach, Gebiet zwischen Staufenstraße,
Viersener Straße, Sandradstraße, Aache-
ner Straße und Barbarossastraße bezieht,
mit Verfügung vom 31.03.2022 gemäß § 6
BauGB unter dem Aktenzeichen
35.02.01.01-06MG235-1614 genehmigt.

Bekanntmachungsanordnung

Gemäß § 6 Abs. 5 BauGB wird die Ertei-
lung der Genehmigung hiermit ortsüblich
bekannt gemacht. Vom Tage der Ver -
öffentlichung dieser Bekanntmachung ab
wird die 235. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Stadt Mönchengladbach
zusammen mit der Begründung und der
zusammenfassenden Erklärung im Fach-
bereich Stadtentwicklung und Planung,
Rathaus Rheydt, Eingang G, III. Ober -
geschoss, Zimmer 3040, zu jedermanns
Einsicht, während der Dienststunden und
zwar

Montag bis Donnerstag
von 07.30 Uhr bis 16.00 Uhr
und Freitag
von 07.30 Uhr bis 12.30 Uhr,

bereitgehalten. Jedermann kann über den
Inhalt Auskunft verlangen.

Hinweis gemäß § 215 Abs. 2 des Bau -
gesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
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Der Oberbürgermeister gibt bekannt:



Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch
Artikel 9 des Gesetzes vom 10.09.2021
(BGBl. I S. 4147) auf § 215 Abs. 1 BauGB:

„(1) Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis
3 beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214
Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Be-
bauungsplanes und des Flächennut-
zungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung des Flächennutzungs-
planes oder der Satzung schriftlich ge-
genüber der Gemeinde unter Darlegung
des die Verletzung begründenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden sind.
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler
nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind.“

Hinweis gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Ar -
tikel 3 des Gesetzes vom 25. März 2022
(GV. NRW. S. 412):

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungspläne
nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An -
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht -
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats -
beschluss vorher beanstandet

oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher ge -
rügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.“

Mit dieser Bekanntmachung wird die 235.
Änderung des Flächennutzungsplanes der
Stadt Mönchengladbach gemäß § 6 Abs. 5
BauGB wirksam. 

Mönchengladbach, den 02.05.2022

Felix Heinrichs
Oberbürgermeister

Bebauungsplan
wird rechtswirksam:

Der Rat der Stadt Mönchengladbach hat in
seiner Sitzung am 15.12.2021 folgenden
Beschluss gefasst:

Bebauungsplan Nr. 794/N („Maria Hilf
Terrassen")

Stadtbezirk Nord, Gladbach, Gebiet zwi-
schen Staufenstraße, Viersener Straße,
Sandradstraße, Aachener Straße und
Barbarossastraße (siehe Abbildung)

„Der Rat der Stadt beschließt aufgrund der
§§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Buchstabe f der
Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV
NRW S. 666), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 29. September
2020 (GV. NRW. S. 916), und der §§ 1 Abs.
8 und 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches in 
der Fassung der Bekanntmachung vom

3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zu-
letzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes
vom 10.09.2021 (BGBl. I S. 4147):

1. Gemäß §§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1 und 2 Abs.
2 BauGB: […]

2. Gemäß §§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 2 und 2 Abs.
2 BauGB: […]

3. Den vorliegenden Bebauungsplan Nr.
794/N (Deckblatt zu den Bebauungs-
plänen M Nr. 155 und M Nr. 336 sowie
zum Fluchtlinienplan A 454) gemäß § 10
BauGB als Satzung;

4. die vorliegende Begründung, die ge -
mäß § 9 Abs. 8 BauGB dem Bebau-
ungsplan Nr. 794/N beigefügt wird.“

Bekanntmachungsanordnung 

Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Be-
schluss des Rates hiermit ortsüblich be-
kannt gemacht. 
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Vom Tage der Veröffentlichung dieser Be-
kanntmachung ab wird der Plan zusam-
men mit der Begründung und der zusam-
menfassenden Erklärung im Fachbereich
Stadtentwicklung und Planung, Rathaus
Rheydt, Eingang G, III. Obergeschoss,
Zimmer 3040, zu jedermanns Einsicht,
während der Dienststunden und zwar

Montag bis Donnerstag
von 07.30 Uhr bis 16.00 Uhr
und Freitag
von 07.30 Uhr bis 12.30 Uhr,

bereitgehalten. Jedermann kann über den
Inhalt Auskunft verlangen.

Hinweis gemäß § 44 Abs. 5 des Bau -
gesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch
Artikel 9 des Gesetzes vom 10.09.2021
(BGBl. I S. 4147) auf § 44 Abs. 3 Satz 1
und 2 sowie Abs. 4 BauGB:

„(3) Der Entschädigungsberechtigte
kann Entschädigung verlangen, wenn die
in den §§ 39 bis 42 bezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind. Er kann die
Fälligkeit des Anspruches dadurch her-
beiführen, dass er die Leistung der Ent-
schädigung schriftlich bei dem Entschädi-
gungspflichtigen beantragt.“

„(4) Ein Entschädigungsanspruch er-
lischt, wenn nicht innerhalb von drei Jah-
ren nach Ablauf des Kalenderjahres, in
dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt
wird.“

Hinweis gemäß § 215 Abs. 2 des Bauge-
setzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch
Artikel 9 des Gesetzes vom 10.09.2021
(BGBl. I S. 4147) auf § 215 Abs. 1 BauGB:

„(1) Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis
3 beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214
Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Be-
bauungsplanes und des Flächennut-
zungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung des Flächennutzungs-
planes oder der Satzung schriftlich ge-
genüber der Gemeinde unter Darlegung
des die Verletzung begründenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden sind.
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler
nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind.“

Hinweis gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Ar -
tikel 3 des Gesetzes vom 25. März 2022
(GV. NRW. S. 412):

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungspläne
nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An -
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrecht -
liche Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats -
beschluss vorher beanstandet

oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher ge -
rügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.“

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Be-
bauungsplan Nr. 794/N gemäß § 10
BauGB in Kraft. 

Mönchengladbach, den 02.05.2022

Felix Heinrichs
Oberbürgermeister

Auftragsbekanntmachung 
Bauauftrag

Rechtsgrundlage:
Richtlinie              2014/24/EU 

Abschnitt I: Öffentlicher Auftraggeber
I.1) Name und Adressen

Offizielle Bezeichnung:
Stadt Mönchengladbach,
Dezernat Planen, Bauen, Mobilität,
Umwelt – VI/V – Vergabestelle –
Postanschrift:    Rathausplatz 1 
Ort:                    Mönchengladbach
NUTS-Code: DEA15
Mönchengladbach, Kreisfreie Stadt 
Postleitzahl: 41061
Land: Deutschland
E-Mail:
zentrale-vergabestelle-dezernatVI
@moenchengladbach.de
Internet-Adresse(n):
Hauptadresse:
https://www.moenchengladbach.de

I.3) Kommunikation
Die Auftragsunterlagen stehen für
einen uneingeschränkten und voll-
ständigen direkten Zugang ge-
bührenfrei zur Verfügung unter:
https://www.vmp-rheinland.de/
VMPSatellite/notice/
CXPTYD0D5T1/documents
Weitere Auskünfte erteilen/erteilt
die oben genannten Kontaktstellen
Angebote oder Teilnahmeanträge
sind einzureichen elektronisch via:
https://www.vmp-rheinland.de/
VMPSatellite/notice/
CXPTYD0D5T1

I.4) Art des öffentlichen Auftrag-
 gebers
Regional- oder Kommunalbehörde

I.5) Haupttätigkeit(en)
Allgemeine öffentliche Verwaltung

Abschnitt II: Gegenstand
II.1) Umfang der Beschaffung
II.1.1) Bezeichnung des Auftrags:

Umgestaltung Mühlentorplatz und
Umgebung in Rheindahlen-Mitte –
Frei- und Verkehrsanlagen,
Bau abschnitt 1 
Referenznummer der Bekanntma-
chung: 66-2022-024

II.1.2) CPV-Code Hauptteil
45000000 Bauarbeiten

II.1.3) Art des Auftrags
Bauauftrag

II.1.4) Kurze Beschreibung:
Frei- und Verkehrsanlagen
Bauabschnitt 1

II.1.5) Geschätzter Gesamtwert
II.1.6) Angaben zu den Losen

Aufteilung des Auftrags in Lose:
nein

II.2) Beschreibung
II.2.2) Weitere(r) CPV-Code(s)

45233120 Straßenbauarbeiten
II.2.3) Erfüllungsort

NUTS-Code: DEA15
Mönchengladbach, Kreisfreie Stadt
Hauptort der Ausführung:
Mühlentorplatz 41179 Mönchen-
gladbach Zwischen dem Parkplatz
auf der Tiefgarage/ Marktplatz im
Norden und der Kirche St. Helena
im Süden einschl. Sankt-Helena-
Platz im Südwesten und Helena -
straße bis Einmündung Suitbert-
gasse im Südosten. Zwischen Ein-
mündung Beecker Straße im We-
sten und Plektrudisstraße bis Ein-
mündung Am Wickrather Tor im
Osten. Zudem punktuell an den
Einmündungen der Renne und der
Plektrudisstraße in die Max-Reger-
Straße.
Nördlich des Baufeldes liegt eine
Tiefgarage mit einem öffentlichen
Parkplatz auf der Decke. Die Um-
gestaltung des Parkplatzes sowie
der östlich, nördlich und westlich
direkt angrenzenden Flächen ist
Teil der Gesamtplanung für den
Mühlentorplatz, jedoch ausdrück-
lich nicht Teil der vorliegenden
Ausschreibung.
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II.2.4) Beschreibung der Beschaffung:
Frei- und Verkehrsanlagen, Bauab-
schnitt 1
Umbau des südlichen Teils des
Mühlentorplatzes, des Sankt-
Helena-Platzes, der Plektrudis-
straße bis am Am Wickrather Tor
und des nördlichen Teils der Hela-
nastraße sowie punkuell der Ein-
mündungen der Renne und der
Plektrudisstraße in die Max-Reger-
Straße.

II.2.5) Zuschlagskriterien
Die nachstehenden Kriterien Preis

II.2.6) Geschätzter Wert
II.2.7) Laufzeit des Vertrags, der Rah-

menvereinbarung oder des dyna-
mischen Beschaffungssystems
Beginn: 08/08/2022 
Ende: 31/12/2022
Dieser Auftrag kann verlängert wer-
den: nein

II.2.10) Angaben über Varianten/Alter -
nativangebote
Varianten/Alternativangebote
sind zulässig: ja

II.2.11) Angaben zu Optionen
Optionen: nein

II.2.13) Angaben zu Mitteln der Europäi-
schen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit
einem Vorhaben und/oder Pro-
gramm, das aus Mitteln der EU fi-
nanziert wird: nein

II.2.14) Zusätzliche Angaben

Abschnitt III: Rechtliche, wirtschaftliche,

finanzielle und technische Angaben

III.1) Teilnahmebedingungen
III.1.1) Befähigung zur Berufsausübung

einschließlich Auflagen hinsicht-
lich der Eintragung in einem
Berufs- oder Handelsregister
Auflistung und kurze Beschreibung
der Bedingungen:
Unterlagen, die mit dem Angebot
abzugeben sind:
- HVA B-StB Eigenerklärung zur

Eignung (falls keine PQ-Num-
mer vorhanden bzw. die PQ-
Qualifizierung nicht einschlägig
ist), alternativ Einheitliche Eu-
ropäische Eigenerklärung

- HVA B-StB Eigenerklärung Min-
destlohngesetz

- Eigenerklärung VO-2022-833
Unterlagen, die auf Verlangen der
Vergabestelle vorzulegen sind:
- Referenznachweise mit den im

Formblatt Eigenerklärung zur
Eignung genannten Angaben

- Gewerbeanmeldung, Handels-
registerauszug und Eintragung
in der Handwerksrolle (Hand-
werkskarte) bzw. bei der Indus -
trie- und Handelskammer

III.1.2) Wirtschaftliche und finanzielle
Leistungsfähigkeit
Auflistung und kurze Beschreibung
der Eignungskriterien:
Unterlagen, die auf Verlangen der
Vergabestelle vorzulegen sind:
- Rechtskräftig bestätigter Insol-

venzplan (falls eine Erklärung

über das Vorliegen eines sol-
chen Insolvenzplanes angege-
ben wurde)

- Unbedenklichkeitsbescheini-
gung der tariflichen Sozialkas-
se, falls das Unternehmen bei-
tragspflichtig ist

- Unbedenklichkeitsbescheini-
gung des Finanzamtes bzw. Be-
scheinigung in Steuersachen,
falls das Finanzamt eine solche
Bescheinigung ausstellt

- Freistellungsbescheinigung
nach § 48b Einkommensteuer-
gesetz

- Unbedenklichkeitsbescheini-
gung der Berufsgenossenschaft
des zuständigen Versicherungs-
trägers mit Angabe der Lohn-
summen

- Nachweise hinsichtlich einer
eventuell durchgeführten
Selbstreinigung

- Zur Höhe des Umsatzes Be-
stätigung eines vereidigten
Wirtschaftsprüfers/Steuerbera-
ters oder entsprechend testierte
Jahresabschlüsse oder entspre-
chend testierte Gewinn- und
Verlustrechnungen

III.1.3) Technische und berufliche Leis -
tungsfähigkeit
Auflistung und kurze Beschreibung
der Eignungskriterien:
Unterlagen, die auf Verlangen der
Vergabestelle vorzulegen sind:
- Erklärung zur Zahl der in den

letzten 3 Jahren jahresdurch-
schnittlich beschäftigten Ar-
beitskräfte, gegliedert nach
Lohngruppen, mit extra ausge-
wiesenem Leitungspersonal

Abschnitt IV: Verfahren
IV.1) Beschreibung
IV.1.1) Verfahrensart

Offenes Verfahren
IV.1.3) Angaben zur Rahmenvereinba-

rung oder zum dynamischen Be-
schaffungssystem

IV.1.8) Angaben zum Beschaffungsübe-
reinkommen (GPA)
Der Auftrag fällt unter das Beschaf-
fungsübereinkommen: nein

IV.2) Verwaltungsangaben
IV.2.2) Schlusstermin für den Eingang

der Angebote oder Teilnahme -
anträge
Tag: 30/05/2022
Ortszeit: 11:00

IV.2.3) Voraussichtlicher Tag der Ab-
sendung der Aufforderungen zur
Angebotsabgabe bzw. zur Teil-
nahme an ausgewählte Bewer-
ber

IV.2.4) Sprache(n), in der (denen) Ange-
bote oder Teilnahmeanträge ein-
gereicht werden können:
Deutsch

IV.2.6) Bindefrist des Angebots
Das Angebot muss gültig bleiben
bis: 18/08/2022

IV.2.7) Bedingungen für die Öffnung der
Angebote
Tag: 30/05/2022
Ortszeit: 11:00 Ort:
Angebotsabgabe elektronisch über
die Vergabeplattform
https://www.vmp-rheinland.de
Angaben über befugte Personen
und das Öffnungsverfahren:
Bieter oder deren Bevollmächtigte
sind zur Angebotseröffnung nicht
zugelassen.

Abschnitt VI: Weitere Angaben

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des
Auftrags
Dies ist ein wiederkehrender Auf-
trag: nein

VI.3) Zusätzliche Angaben:
Die Kommunikation und auch An-
gebotsabgabe werden ausschließ-
lich über den Vergabemarktplatz
geführt. 
Eine Unterschrift ist wegen der ver-
einbarten „Textform“ nicht erfor-
derlich, wohl aber Erkennbarkeit
des Absenders.
Das bedeutet, dass Anfragen und
Angebote, die schriftlich, per Fax,
telefonisch oder mittels eMail erfol-
gen, zurückgewiesen werden.
Fristende für Bieterfragen:
18.05.2022
Sicherheit für die Vertragserfüllung
(§ 17 VOB/B):
Soweit die Auftragssumme bei ei-
nem Auftrag im Offenen Verfahren
oder in einer Öffentlichen Aus-
schreibung mindestens 250.000
Euro ohne Umsatzsteuer beträgt,
ist Sicherheit für die Vertragserfül-
lung in Höhe von 5 % der Auftrags-
summe (inkl. Umsatzsteuer ohne
Nachträge) zu leisten.
Sicherheit für Mängelansprüche (§
17 VOB/B):
Nach erfolgter Abnahme ist Sicher-
heit für Mängelansprüche zu lei-
sten. Die Sicherheit für Mängelan-
sprüche beträgt 3 % der Summe
der Abschlagszahlungen inkl. Um-
satzsteuer zum Zeitpunkt der Ab-
nahme.
Bekanntmachungs-ID:
CXPTYD0D5T1

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/Nach-
prüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechts-
behelfs-/Nachprüfungsverfahren
Offizielle Bezeichnung:
Vergabekammer Rheinland 
Postanschrift:
Zeughausstraße 2-10
Ort: Köln 
Postleitzahl: 50667 
Land: Deutschland

VI.5) Tag der Absendung dieser Be-
kanntmachung:
29/04/2022
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Auftragsbekanntmachung

Aktenzeichen:
Vergabe-Nr.:
Bezeichnung des Verfahrens:
Außenwerbung Mönchengladbach

1. Art der Vergabe
Offenes Verfahren nach § 15 VgV

2. Bezeichnung der zur Angebotsab-
gabe auffordernden Stelle
Bezeichnung:
Stadt Mönchengladbach
Postanschrift: 
Rathausstraße 1,
41050 Mönchengladbach
E-Mail-Adresse:
jscharf@goerg.de 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer: 

3. Bezeichnung der den Zuschlag er-
teilenden Stelle
- Wie Ziffer 2

4. Bezeichnung der Stelle, bei der die
Angebote einzureichen sind
Bezeichnung:
GÖRG Partnerschaft von Rechts -
anwälten mbB, Dr. Jan Scharf, Dr.
Oliver Jauch
E-Mail-Adresse:
jscharf@goerg.de

5. Form der Angebote
Zugelassen ist die Abgabe elekroni-
scher Angebote ausschließlich unter
www.subreport.de

6. Art und Umfang der Leistung sowie
Ort der Leistungserbringung
Folgende Werbeträgerarten/Formate
sind von der Konzession umfasst:
- 4 Digitale Groß-Screens in der

Bauform 6 bis 10,5 m² (in der Um-
setzung nur gleiche Bauform, jeder
realisierte digitaler Groß-Screen
reduziert die Anzahl der City-Light-
Boards/Mega-Lights (s. u.) im Ver-
hältnis 1:1).

- bis zu 5 Digitale Klein-Screens, da-
von bis zu 5 84‘‘, freistehend,
hochkant (jeweils gegen Reduzie-
rung einer City-Light-Poster-Vitrine
(freistehend) im Verhältnis 1:1) und
bis zu 5 84‘‘, in WH, hochkant (je-
weils gegen Reduzierung einer
City-Light-Poster-Vitrine (WH) im
Verhältnis 1:1).

- bis zu 16 City-Light-Boards/Mega-
Lights

- bis zu 319 City-Light-Poster-Vitri-
nen (in Summe), davon bis zu 27
freistehend und 70 Stadtinforma -
tionsanlagen (zwingend) sowie bis
zu 222 in WH (nach Wahl Bestand
oder Austausch)

- bis zu 87 Geklebte Großflächen,
zwingend 1 in WH

- bis zu 197 Litfaßsäulen (Allgemein-
/Ganzstellen, auch beleuchtet)

- bis zu 6 Gewerbehinweis-
sammelanlagen

Es sind zwingend ca. 257 bestehende
WH im Eigentum der Stadt oder des

Konzessionärs zu betreiben (Reini-
gung, Instandhaltung, Instandset-
zung, Verkehrssicherung). Hinzu tre-
ten 70 zwingend zu betreibende
Stadtinformationsanlagen sowie 1
Geklebte Großfläche in WH. Die Stadt
erwägt, ggf. bestehende WH/Werbe-
träger überzuleiten. Einzelheiten hier-
zu werden im Verhandlungsverfahren
mitgeteilt. Die letztendlich realisierte
Maximalanzahl je Werbeträgerart (bis
zu ...) und deren Ausstattungsmerk-
male ist abhängig vom Bieterkonzept
des Bieters/Neu-Konzessionärs auf
Grundlage des jeweiligen Bieterkon-
zeptes. Die in Ziffer II.2.4) aufgeführte
Art der Werbeträger oder technische
Vorgaben können sich dessen un -
beschadet auch von Seiten der Stadt
noch ändern. Auch die Vertrags -
laufzeit kann im weiteren Verfahren
und zu Vertragsbeginn abweichen.

7. ggf. Anzahl, Größe und Art der ein-
zelnen Lose
Es ist keine Losaufteilung vorgesehen.

8. ggf. Zulassung von Nebenangebo-
ten
Nebenangebote und Optionen sind
Gegenstand des Verhandlungsverfah-
rens. Der Ausschluss bleibt vorbehal-
ten.

9. etwaige Bestimmungen über die
Ausführungsfrist
Beginn: 01.01.2023 / 
Ende: 31.12.2032

10. Elektronische Adresse, unter der
die Vergabeunterlagen abgerufen
werden können oder die Bezeich-
nung und die Anschrift der Stelle,
die die Vergabeunterlagen abgibt
oder bei der sie eingesehen werden
können

- Adresse zum elektronischen Abruf:
https://www.subreport.de/
E92647692 
Hinweise zu Maßnahmen zum
Schutz der Vertraulichkeit sind den
Nutzungsbedingungen des Ver -
gabemarktplatzes NRW zu entneh-
men.

11. Ablauf der Angebotsfrist
06.06.2022

12. Ablauf der Bindefrist
Wird im späteren Verhandlungsver-
fahren mitgeteilt.

13. Höhe geforderter Sicherheitsleis -
tungen
Wird im späteren Verhandlungsver-
fahren mitgeteilt.

14. Wesentliche Zahlungsbedingungen
oder Angabe der Unterlagen, in
denen sie enthalten sind
Wird im späteren Verhandlungsver-
fahren mitgeteilt.

15. Angabe der Eignungskriterien und
der mit dem Angebot vorzulegen-
den Unterlagen zur Beurteilung der
Eignung 

Eignungskriterien zur 

- Befähigung und Erlaubnis zur Be-
rufsausübung

Angabe der Unterlagen:
- Siehe Bewerbungsbogen

16. Angabe der Zuschlagskriterien
Wird im späteren Verhandlungsver-
fahren mitgeteilt.

17. Berücksichtigung von Werkstätten
für behinderte Menschen und von
Inklusionsbetrieben 
Sofern das Angebot einer anerkann-
ten Werkstätte für behinderte Men-
schen oder einer anerkannten Blin-
denwerkstätte oder diesen Einrichtun-
gen vergleichbare Einrichtungen
(nachfolgend bevorzugte Bieter)
ebenso wirtschaftlich wie das anson-
sten wirtschaftlichste Angebot eines
insofern nicht bevorzugten Bieters ist,
so wird dem bevorzugten Bieter der
Zuschlag erteilt. Bei der Beurteilung
der Wirtschaftlichkeit der Angebote
wird der von den bevorzugten Bietern
angebotene Preis mit einem Abschlag
von 15 von Hundert berücksichtigt.
Voraussetzung für die Berücksichti-
gung des Abschlags ist, dass die Her-
stellung der angebotenen Lieferungen
zu einem wesentlichen Teil durch die
bevorzugten Bieter erfolgt. Dies ist
insbesondere dann der Fall, wenn die
Wertschöpfung durch ihre Beschäftig-
ten mehr als 10 % des Nettowerts der
zugekauften Waren beträgt.

18. Sonstiges

Bekanntmachung

Der Gutachterausschuss für Grundstücks-
werte in der Stadt Mönchengladbach hat
gemäß § 196 des Baugesetzbuches vom
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) und gemäß
§ 37 der Verordnung über die amtliche
Grundstückswertermittlung Nordrhein-
Westfalen (GrundWertVO NRW) vom
08.12.2020 (GV. NRW. S. 1137) – in den je-
weils gültigen Fassungen – für den Bereich
der Stadt Mönchengladbach Bodenricht-
werte ermittelt und in seiner Sitzung am
04.03.2022 zum Bewertungsstichtag
01.01.2022 beschlossen.

Jedermann kann die Richtwerte im Internet
unter www.boris.nrw.de einsehen und von
der Geschäftsstelle des Gutachteraus-
schusses Auskünfte über die Bodenricht-
werte verlangen.

Die Bodenrichtwerte werden hiermit
gemäß § 196 (3) des Baugesetzbuches
und gemäß 
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§ 37 der Grundstückswertermittlungsver-
ordnung amtlich bekanntgegeben.

Mönchengladbach, den 02.05.2022

Der Gutachterausschuss 
für Grundstückswerte in der 
Stadt Mönchengladbach

Die Vorsitzende
gez. Eujen
Stadtobervermessungsrätin

Bekanntmachung

Beschluss über die vereinfachte
Umlegung „Buchholzer Wald“

(2020-UML-004)

Der Beschluss gemäß § 82 Baugesetzbuch
vom 02.11.2022 über die vereinfachte Um-
legung „Buchholzer Wald“, ist am
30.04.2022 unanfechtbar geworden.
Die vorliegende Bekanntmachung bewirkt,
dass die im Beschluss über die vereinfach-
te Umlegung „Buchholzer Wald“ der bis -
herige Rechtszustand durch den im Um -
legungsplan vorgesehenen neuen Rechts-
zustand ersetzt wird. Die Bekanntmachung
schließt ferner die Einweisung der neuen
Eigentümer in den Besitz der zugeteilten
Grundstücke ein.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Dieser Beschluss kann innerhalb von
sechs Wochen nach der Bekanntmachung
durch Antrag auf gerichtliche Entschei-
dung angefochten werden.
Der Antrag ist bei dem Umlegungsaus-
schuss der Stadt Mönchengladbach, Rat-
haus Abtei, 41050 Mönchengladbach, ein-
zureichen. Der Antrag muss den Verwal-
tungsakt bezeichnen, gegen den er sich
richtet. Er soll die Erklärung, inwieweit der
Verwaltungsakt angefochten wird und ei-
nen bestimmten Antrag enthalten. Er soll
die Gründe sowie die Tatsachen und Be-
weismittel angeben, die zur Rechtfertigung
des Antrages dienen.
Über den Antrag entscheidet das Land -
gericht Düsseldorf – Kammer für Bauland-
sachen –.
Für das gerichtliche Verfahren vor dem
Landgericht müssen Sie sich eines dort zu-
gelassenen Rechtsanwaltes bedienen.

Mönchengladbach, den 09.05.2022

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Eujen
Stadtobervermessungsrätin

Bezirksregierung Arnsberg
Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW
Geschäftszeichen 61.g27-7-2019-2
Dortmund, den 02. Mai 2022

Bekanntmachung
Antrag der RWE Power AG auf
„Erteilung der wasserrechtli-

chen Erlaubnis zur Fortsetzung
der Versickerungsmaßnahmen

im Bereich der Schwalm für den
Zeitraum 2024 – 2030“

Die RWE Power AG (Stüttgenweg 2, 50935
Köln) hat im Zuge der Fortführung der
Braunkohlengewinnung im Tagebau Garz -
weiler den Antrag auf „Erteilung der was-
serrechtlichen Erlaubnis zur Fortsetzung
der Versickerungsmaßnahmen im Bereich
der Schwalm für den Zeitraum 2024 –
2030“ gemäß § 8 Abs. 1, 9 Abs. 2 des Ge-
setzes zur Ordnung des Wasserhaushalts
(Wasserhaushaltsgesetz WHG) bei der
Bezirksregierung Arnsberg gestellt. 
Der Tagebau Garzweiler – entstanden
1983 aus dem Zusammenschluss der
Abbaufelder Frimmersdorf-Süd sowie
Frimmersdorf-West – liegt westlich von
Grevenbroich und erstreckt sich bis in das
südliche Stadtgebiet von Erkelenz. Seit
2006 bewegt er sich im Anschlussfeld
Garz weiler II im Westen. Die landesplaneri-
sche Grundlage ist der am 31.03.1995 ge-
nehmigte Braunkohlenplan Garzweiler II.
Die Umsetzung der landesplanerischen
Vorgaben erfolgte durch die Zulassung des
Rahmenbetriebsplans für den Tagebau
Garzweiler I/II vom 05.10.1987 mit Ände-
rungen und Ergänzungen vom 31.08.1995
für den Zeitraum 2001 bis 2045. Gemäß
diesem Rahmenbetriebsplan sollte der
Tagebau Garzweiler II bis 2045 ausgekohlt
sein. Am 05.07.2016 beschloss die Lan-
desregierung NRW die Leitentscheidung
zur Zukunft des Rheinischen Braunkohle-
reviers / Garzweiler II. Sie legte hierin fest,
dass die Abbaufläche zu verkleinern ist. 
Das Bundeskabinett hat auf Grundlage der
Empfehlung der durch die deutsche Bun-
desregierung eingesetzten Kommission für
Wachstum, Struktur und Beschäftigung
(KWSB) am 29.01.2020 das Gesetz zur
Reduzierung und zur Beendigung der
Kohleverstromung beschlossen. Das
„Kohleverstromungsbeendigungsgesetz“
(KVBG) ist am 08.08.2020 vom Bundestag
beschlossen worden.
Die am 23. März 2021 beschlossene „Leit -
entscheidung 2021: Neue Perspektiven für
das Rheinische Braunkohlerevier“ setzt die
aus dem Kohleverstromungsbeendigungs-
gesetz resultierenden Vorgaben für die
Braunkohlenplanung des Landes um und
bestätigt auf Basis einer Metastudie die
energiewirtschaftliche Erforderlichkeit für
das Abbaufeld Garzweiler. Aus der Leit -
entscheidung 2021 resultieren weitere
dauerhafte Änderungen für den Tagebau
Garzweiler, die im laufenden Braunkohlen-
planänderungsverfahren einzuarbeiten sind.
Die Tagebauführung bis 2030 ist mit der
Abbaukante gemäß Leitentscheidung 2016
dargestellt. Dauerhafte Änderungen am im 

Jahr 1995 landesplanerisch genehmigten
Abbaubereich ergeben sich auch bei Be -
rücksichtigung der Leitentscheidung 2021
nach derzeitigem Planungsstand erst ab
etwa 2030. Nach derzeitigem Planungs-
stand wird der Tagebau voraussichtlich
Ende 2038 auslaufen.
Für die Gewinnung von Braunkohle im
Tagebau muss der Grundwasserspiegel in
den oberen bzw. der Grundwasserdruck in
den tieferen Grundwasserleitern fort -
laufend abgesenkt werden, um somit einen
sicheren Tagebaubetrieb zu ermöglichen. 
Die schützenswerten Feuchtgebiete im
Norden des Tagebaus Garzweiler sind
gemäß Ziel 1 in Kapitel 3.2 des Braunkoh-
lenplans Garzweiler II zu erhalten bzw.
gemäß Ziel 2 nach Möglichkeit zu erhalten.
Entsprechend der wasserrechtlichen
Sümpfungserlaubnis für den Tagebau
Garz weiler ist die Sümpfung nur zulässig,
wenn im Einflussbereich der Sümpfung die
grundwasserabhängigen schutzwürdigen
Feuchtgebiete entsprechend den maßgeb-
lichen Zielen des Braunkohlenplans Garz -
weiler II und entsprechend den Erhaltungs-
zielen der Gebiete von gemeinschaftlicher
Bedeutung (FFH-Gebiete) oder Europäi-
scher Vogelschutzgebiete vor erheblichen
Beeinträchtigungen geschützt werden.
Eine Möglichkeit zur Verringerung der
nachteiligen Auswirkungen der Grundwas-
serentnahme auf den mengenmäßigen Zu-
stand der Grundwasserkörper im Umfeld
des Tagebaus besteht in der antrags -
gegenständlichen Stützung des Grund-
wasserspiegels durch Versickerungsmaß-
nahmen im Bereich der Schwalm. Die Ver-
sickerungsmaßnahmen gehören zu den im
Rahmen der Bewirtschaftungsplanung im
Maßnahmenprogramm NRW unter Maß-
nahme Nr. 59 verbindlich festgelegten
„Maßnahmen zur Grundwasseranreiche-
rung zum Ausgleich GW-entnahmebeding-
ter mengenmäßiger Defizite“, um weitere
Verschlechterungen des mengenmäßigen
Zustandes der von der Grundwasserab-
senkung betroffenen Grundwasserkörper
zu vermeiden (§ 47 Abs. 3 Satz 2 i. V. m.
§ 30 Satz 1 Nr. 3 WHG) sowie zum Errei-
chen des bestmöglichen mengenmäßigen
Zustandes nach (§ 47 Abs. 3 Satz 2 i. V. m.
mit § 30 Satz 1 Nr. 4 WHG) (MULNV NRW,
2020f).
Weitergehend ist für die geplante Erteilung
der wasserrechtlichen Erlaubnis zur Fort-
setzung der Versickerungsmaßnahmen im
Bereich der Schwalm eine FFH-Ver -
träglichkeitsprüfung nach § 34 Abs. 1
BNatSchG bzw. Art. 6 Abs. 3 FFH-Richt -
linie sowie eine artenschutzrechtliche Prü-
fung entsprechend §§ 44 BNatSchG
durchzuführen.
Hiermit wird gemäß § 73 Abs. 5 Verwal-
tungsverfahrensgesetz für das Land Nord-
rhein-Westfalen (VwVfG NRW) und den §§
18 Abs. 1, 19 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i.V.m.
§ 2 Abs. 1 des Gesetzes zur Sicherstellung
ordnungsgemäßer Planungs- und Geneh-
migungsverfahren während der COVID-19-
Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz
- PlanSiG) die Veröffentlichung des Planes
(Zeichnungen und Erläuterungen) zur Ein-
sichtnahme im Internet bekannt gemacht.
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Der Antrag steht in der Zeit vom
01.06.2022 bis einschließlich 30.06.2022
auf der Internetseite der Bezirksregierung
Arnsberg unter
https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/be-
kanntmachungen/ 
zur allgemeinen Einsichtnahme zur Verfü-
gung.
Gemäß § 3 Abs. 1 PlanSiG ersetzt die Ver-
öffentlichung im Internet die physische
Auslegung.
Als zusätzliches Informationsangebot be-
steht die Möglichkeit den Antrag 
• bei den Gemeinden: Brüggen, Nieder-

krüchten, Schwalmtal,
• bei den Städten: Erkelenz, Hückel -

hoven, Mönchengladbach, Nettetal,
Viersen, Wassenberg, Wegberg

physisch einzusehen. Maßgeblich sind je-
doch die im Internet veröffentlichten Unter-
lagen.
Der Antrag liegt im vorgenannten Zeitraum
in den nachfolgend benannten Gebäuden
während der unten angegebenen Öff-
nungszeiten zur allgemeinen Einsichtnah-
me aus:

Gemeinde Brüggen
Sachgebiet 2.2,
Großer Sitzungssaal
Klosterstraße 38
41379 Brüggen
Mo – Do: 8 – 12:30 Uhr und
13:30 – 16:00 Uhr,
Fr: 8 – 12:30 Uhr;
oder Termin nach Absprache

Gemeinde Niederkrüchten
Fachbereich II – Planen, Bauen, Umwelt
Rathaus Elmpt
Laurentiusstraße 19
41372 Niederkrüchten
Zimmer 2
Mo – Fr: 8 – 12 Uhr,
zusätzlich Mo, Di und Do: 14 – 16 Uhr
und Mi: 14 – 17 Uhr

Gemeinde Schwalmtal
Amt für Planung, Verkehr und Umwelt
Markt 20
41366 Schwalmtal
Büro 209 Mo – Fr: 8 – 12 Uhr,
Di – Mi: 14 – 16 Uhr,
zusätzlich Do: 14 – 17 Uhr

Stadt Erkelenz
Johannismarkt 17
41812 Erkelenz
1. Etage, Zimmer 134
Mo – Fr: 8.00 – 12.00 Uhr, zusätzlich
Di: 14.00 – 16:30 Uhr

Stadt Hückelhoven
Amt für Stadtplanung und Liegenschaften
Rathausplatz 1
41836 Hückelhoven
3. Etage, Raum 3.10
Mo – Fr: 08:30 – 12 Uhr, zusätzlich
Mo: 14 – 16 Uhr und Do: 14.00 – 17:30 Uhr

Stadt Mönchengladbach
Rathaus Rheydt, Fachbereich 62 –
Geoinformation
Markt 11
41236 Mönchengladbach
Geodatenzentrum,
Eingang G, 2. Etage, Zimmer 2004
Mo – Fr: 9.00 – 12.00 Uhr,
Termine nach telefonischer Vereinbarung
02161-25 9535

Stadt Nettetal
Rathaus Lobberich
Fachbereich Stadtplanung
Doerkesplatz 11
41334 Nettetal 
Raum 308
Mo – Do: 08:30 -12:30 Uhr
und 14:00 – 16:00 Uhr,
Fr. 08:00 – 12:00 Uhr
Es wird um telefonische Terminvereinba-
rung gebeten 02153-898-6115

Stadt Wassenberg Fachbereich 6
– Planung und Bauen
Roermonder Straße 25-27
41849 Wassenberg
Zimmer N02/N03
Mo – Fr: 8.00 – 12.00 Uhr, zusätzlich
Mo, Di und Do: 14.00 – 16.00 Uhr

Stadt Wegberg
Fachbereich Planen, Bauen, Wohnen
Rathausplatz 25
41844 Wegberg
Flur der Ebene 5
Mo – Fr: 8.00 – 12.00 Uhr
Mo, Mi, Do: 14.00 – 16.00 Uhr,
Di: 14.00 – 17.30 Uhr
(Terminvereinbarung notwendig)

Stadt Viersen
Fachbereich (0/I – Zentrale Bauverwaltung)
Bahnhofstraße 23–29
41747 Viersen
1. OG, Raum 135
Mo – Fr: 8:30 – 12:30 und
14.00 – 16.00 Uhr
Fr.: 8.00 – 12.30 Uhr
Telefonische Anmeldung unter
02156-949260 o. 02156-949269
erforderlich.

Bei einigen Stellen sind zur Einsichtnahme
vorab Terminvereinbarungen erforderlich.
Die jeweiligen Kontaktdaten sind der zuvor
genannten Auflistung zu entnehmen.
Es wird darauf hingewiesen, dass bei Inan-
spruchnahme der Einsichtnahme die Vor-
gaben der aktuell geltenden Corona-
Schutzverordnung und das vor Ort vor -
geschriebene Hygienekonzept einzuhalten
sind.
Gemäß § 20 Abs. 2 UVPG wird der Inhalt
dieser Bekanntmachung sowie die aus -
zulegenden Planunterlagen auch auf der
Website des zentralen Portals (Umwelt -
verträglichkeitsprüfungen Nordrhein-West -
fa len)
https://uvp-verbund.de/nw
im o. g. Zeitraum zugänglich gemacht.

1. Jeder, dessen Belange durch das Vor-
haben berührt werden, kann bis spätes-
tens einen Monat nach Ablauf der Aus-
legungsfrist (§ 21 Abs. 2 UVPG), das ist
bis einschließlich zum 01.08.2022,

• bei der Bezirksregierung Arnsberg
Abteilung 6 Bergbau und Energie in
NRW, Goebenstr. 25, 44135 Dort-
mund sowie

• bei den Gemeinden Brüggen, Nie-
derkrüchten und Schwalmtal,

• bei den Städten, Erkelenz, Hückel-
hoven, Mönchengladbach, Nettetal,
Viersen, Wassenberg und Wegberg

• (Anschriften siehe oben) Einwen-
dungen gegen den Plan schriftlich
erheben.

Die Einwendung muss den geltend ge-
machten Belang und das Maß der Be-
einträchtigung erkennen lassen. Sie
sollte den Vor- und Zunamen sowie die
Anschrift des jeweiligen Einwenders
tragen.

Auf elektronischem Wege können Ein-
wendungen wie folgt erhoben werden:

• durch absenderbestätigte DE-Mail
an die Adresse der Bezirksregierung
Arnsberg poststelle@bra-nrw.de-
mail.de

oder

• durch Übermittlung eines elektroni-
schen Dokumentes mit qualifizierter
elektronischer Signatur an die
Adresse der Bezirksregierung Arns-
berg
poststelle@bra.sec.nrw.de.

Es wird auf die Internetseite der Be -
zirks regierung Arnsberg 
https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/
themen/k/kontakt/index.php
verwiesen, die alle benötigten Informa-
tionen hierzu enthält.

Grundsätzlich sind Einwendungen gem.
§ 73 Abs. 4 Satz 1 VwVfG NRW bzw. §
21 UVPG schriftlich oder zur Nieder-
schrift einzulegen. Die Abgabe von Er-
klärungen zur Niederschrift wird für die-
ses Verfahren gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1
PlanSiG ausgeschlossen, da die Abga-
be einer Niederschrift aufgrund des dy-
namischen Infektionsgeschehens nicht
für den gesamten Zeitraum gewährlei-
stet werden kann. Statt einer Erklärung
zur Niederschrift kann gemäß § 4 Abs.
2 Satz 1 PlanSiG die Abgabe von elek-
tronischen Erklärungen auch unter
poststelle@bra.nrw.de erfolgen.
Einwendungen werden der Vorhaben-
trägerin in nicht anonymisierter Form
weitergeleitet. Die datenschutzrechtli-
chen Hinweise zur Weitergabe der Ein-
wendungen finden Sie auf der Internet-
seite der Bezirksregierung:
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https://www.bra.nrw.de/
themen/d/datenschutz/
datenschutzrecht_hinweise/index.php
Bei Einwendungen, die von mehr als 50
Personen auf Unterschriftenlisten un-
terzeichnet oder in Form vervielfältigter
gleichlautender Texte eingereicht wer-
den (gleichförmige Eingaben), ist auf je-
der mit einer Unterschrift versehenen
Seite deutlich sichtbar ein Unterzeich-
ner mit Namen und Anschrift als Vertre-
ter der übrigen Unterzeichner zu benen-
nen. Vertreter kann nur eine natürliche
Person sein.
Andernfalls können diese Einwendun-
gen unberücksichtigt bleiben (§ 17 Abs.
1 und 2 VwVfG NRW). Ferner wird die
Anhörungsbehörde gleichförmige Ein-
gaben insoweit unberücksichtigt las-
sen, als Unterzeichner ihren Namen
oder ihre Anschrift nicht oder unleser-
lich angegeben haben (§ 17 Abs. 2 Satz
3 VwVfG NRW).
Mit Ablauf der o. g. Frist sind alle Ein-
wendungen ausgeschlossen, die nicht
auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen (§ 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG
NRW und § 21 Abs. 4 UVPG).
Dies gilt auch für Stellungnahmen von
Vereinigungen, die auf Grund einer An-
erkennung nach anderen Rechtsvor-
schriften befugt sind, Rechtsbehelfe
nach der Verwaltungsgerichtsordnung
gegen die Entscheidung nach § 74
VwVfG NRW einzulegen (§ 73 Abs. 4
Satz 5 und 6 VwVfG NRW).
Der Einwendungsausschluss be-
schränkt sich nur auf dieses Verwal-
tungsverfahren.

2. Rechtzeitig erhobene Einwendungen
werden in einem Termin oder einer On-
line-Konsulta tion nach § 5 Abs. 4 Plan-
SiG, die auch mit Einverständnis der zur
Teilnahme Berechtigten durch eine Te-
lefon- oder Videokonferenz ersetzt wer-
den kann (§ 5 Abs. 5 PlanSiG), erörtert.
Der Termin bzw. Online-Konsultation
werden mindestens eine Woche vorher 

ortsüblich bekannt gemacht. Diejeni-
gen, die fristgerechte Einwendungen
erhoben haben, bzw. bei gleichförmi-
gen Einwendungen deren Vertreter,
werden von dem Erörterungstermin
bzw. der Online-Konsultation benach-
richtigt. Sind mehr als 50 Benachrichti-
gungen vorzunehmen, so können diese
durch öffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden (§ 73 Abs. 6 Satz 4 VwVfG
NRW). Der Erörterungstermin ist nicht
öffentlich. Zugang zur Online-
Konsultation haben nur die zur Teilnah-
me Berechtigten. Die Vertretung durch
einen Bevollmächtigten ist möglich. Die
Bevollmächtigung ist durch eine schrift-
liche Vollmacht nachzuweisen, die zu
den Akten der Anhörungsbehörde zu
geben ist. Bei Ausbleiben eines Betei-
ligten in dem Erörterungstermin kann
auch ohne ihn verhandelt werden. Das
Anhörungsverfahren ist mit Abschluss
des Erörterungstermins bzw. der Onli-
ne-Konsultation beendet.

3. Durch Einsichtnahme in die Planunter-
lagen, Erhebung von Einwendungen
und Stellungnahmen, Teilnahme an ei-
ner Erörterung bzw. der Online-Konsul-
tation oder Vertreterbestellung entste-
hende Kosten werden nicht erstattet.

4. Über die Einwendungen wird nach Ab-
schluss des Anhörungsverfahrens
durch die Planfeststellungsbehörde
entschieden. Die Zustellung der Ent-
scheidung (Planfeststellungsbeschluss)
an die Einwender und diejenigen, die
eine Stellungnahme abgegeben haben,
kann durch öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden, wenn mehr als
50 Zustellungen vorzunehmen sind (§
74 Abs. 5 Satz 1 VwVfG NRW).

5. Um Dritten die Beurteilung zu ermögli-
chen, ob und in welchem Umfang sie
von den Umweltauswirkungen des Vor-
habens betroffen werden können, lie-
gen u. a. umweltbezogene Informatio-
nen anhand nachfolgender Unterlagen
vor, die Bestandteil der offengelegten
Unterlagen sind:

• Wasserrechtlicher Fachbeitrag, zur
Beurteilung der Einhaltung der Be-
wirtschaftungsziele nach der EU-
Wasserrahmenrichtlinie

• Umweltverträglichkeitsuntersuchung,
zur Bewertung der Umweltauswir-
kungen

• Untersuchung der FFH-Verträglich-
keit (nach EU-FFH-Richtlinie)

• Artenschutzrechtliche Untersuchung
(nach BNatSchG)

Bezirksregierung Arnsberg
Abteilung 6 Bergbau und Energie

Im Auftrag:
gez. Maximilian Jeglorz

Aufgebot
eines Sparkassenbuches

Für das nachstehend aufgeführte verloren-
gegangene Sparkassenbuch, ausgestellt
von der Stadtsparkasse Mönchenglad-
bach, ist die Kraftloserklärung beantragt
worden:

Sparkassenbuch-Nr.:
3412543807

Der/Die Inhaber/in des vorgenannten Spar-
kassenbuches wird aufgefordert, binnen
drei Monaten, spätestens am 2. August
2022 seine/ihre Rechte anzumelden und
das Sparkassenbuch vorzulegen, andern-
falls wird dieses für kraftlos erklärt.

Mönchengladbach, den 3. Mai 2022

STADTSPARKASSE
MÖNCHENGLADBACH
Der Vorstand
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